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Für Sie im DHB Magazin 07/08 gelesen:
Ausbildungsbonus beschlossen
Die Bundesregierung hat den Ausbildungs-
bonus für sogenannte Altbewerber verabschie-
det. Arbeitgeber, die bis Ende 2010 förderungs-
bedürftige Jugendliche einstellen, die seit län-
gerem vergeblich einen Ausbildungsplatz
suchen, erhalten von der Agentur für Arbeit
einen einmaligen Bonus von 4.000, 5.000 oder
6.000 . Meist sind es leistungsschwächere
Schüler, die Probleme mit dem direkten Über-
gang in eine Berufsausbildung haben.
Der Antrag bei der Arbeitsagentur ist vor dem
vereinbarten Beginn der Ausbildung zu stellen.
Der Bonus kann für Ausbildungsverträge ge-
stellt werden, die zwischen dem 1.Juli 2008 und
dem 31. Dezember 2010 beginnen. Die Zahlung
erfolgt in zwei Schritten. 50% des Bonus erhält
der Arbeitgeber nach Ablauf der Probezeit. Die
andere Hälfte nach der Anmeldung des ge-
förderten Auszubildenden zur Abschlussprü-
fung.

€

www.bmas.bund.de

Das Bundesministerium für Bildung und For-
schung unterstützt die Qualifizierung von
Frauen und Männern mit Berufserfahrung bei
ihrem Weg in die Hochschulen durch ein Sti-
pendium.
Mit dieser Förderung erhalten beruflich be-
sonders begabte Menschen einen Anreiz, ein
Studium aufzunehmen und sich so zusätzlich
weiter zu bilden. Das Studium kann in Vollzeit
oder berufsbegleitend an einer staatlichen
oder staatlich anerkannten Hochschule erfol-
gen. Das Stipendium für ein Vollzeitstudium
beträgt monatlich 650 plus 80 Büchergeld,
für ein berufsbegleitendes Studium erhalten
die Studierenden jährlich 1.700 . Das Pro-
gramm sieht keine Altersgrenze vor. Das drei-
stufige Auswahlverfahren wird von der Stif-
tung Begabtenförderungswerk berufliche Bil-
dung gGmbH durchgeführt.

€ €

€

www.aufstieg-durch-bildung.de

Ernährungsvorsorge – staatlich und privat
Der Bund sorgt vor und schützt die Verbraucher
Bürgerinnen und Bürger in Krisenzeiten zu
schützen und zu versorgen ist eine hoheitliche
Aufgabe. Sie lässt sich verfassungsrechtlich aus
der allgemeinen Verteidigungsaufgabe des
Staates und der staatlichen Pflicht zur
Daseinsvorsorge für die Bevölkerung ableiten.
Letztere bezieht sich dabei nicht nur auf durch
militärische Auseinandersetzungen verur-
sachte Krisen, sondern auch auf andere
Schadensereignisse wie z.B. Natur- und Um-
weltkatastrophen (u.a. Hochwasser und Tier-
seuchen) einschließlich großtechnischer Un-
fälle im In- und Ausland (z.B. Kernreak-
torunfälle wie in Tschernobyl) oder auch krimi-
nelle oder terroristische Akte. Eine der ele-
mentarsten Komponenten der Daseinsvorsorge
ist dabei ohne Zweifel die Nahrungsmittelver-
sorgung.
Staatliche Ernährungsvorsorge trägt dazu bei,
kurzfristig Versorgungsengpässe in Krisensi-
tuationen zu überbrücken. Aus diesem Grund
hat die Bundesregierung Nahrungsreserven an-
gelegt, deren Menge im Jahresverlauf keinen
Schwankungen unterliegt. Sie bedarf jedoch
einer ergänzenden privaten Ernährungsvor-
sorge. Daher sollte jeder Bürger grundsätzlich
einen gewissen Nahrungsvorrat für 10-14 Tage
im Haushalt vorhalten, der sich hauptsächlich
aus Lebensmitteln wie Frischprodukten, Trock-
envorräten, Fertiggerichten, Tiefkühlware und
Getränken zusammenstellt.
Beide - sowohl die staatliche als auch die pri-
vate Ernährungsvorsorge - sind trotz der ge-
ringer gewordenen Wahrscheinlichkeit für den
Eintritt eines Verteidigungs-, Spannungs- oder
Bündnisfalls und der damit eventuell ver-
bundenen Notwendigkeit, die Versorgung mit
Nahrungsmitteln zu regeln, nach wie vor sehr
wichtig. Es gibt auch weiterhin Sicherheitsri-
siken als Konsequenz aus ernsten wirtschaft-
lichen, sozialen und politischen Schwierig-
keiten, die - selbst wenn sie außerhalb Europas
liegen - Auswirkungen auf die innere Ordnung
Europas haben können. Zudem geben neu-
artige Risiken wie die zunehmende Verbreitung
von Massenvernichtungswaffen ebenfalls An-
lass zur Sorge.

Vorsorge verringert die Unsicherheit. Um
Versorgungskrisen bewältigen zu können,
wurden in der Bundesrepublik Deutschland
neben den getroffenen praktischen Vorkeh-
rungen im Rahmen der staatlichen Lager-
haltung auch rechtliche Grundlagen für die Er-
nährungsvorsorge/-sicherstellung geschaffen.
Das Ernährungssicherstellungsgesetz (ESG)
greift bei politisch-militärischen Krisen ein,
also insbesondere im Spannungs- und Verteidi-
gungsfall sowie im NATO-Bündnisfall. Ziel
dieses Gesetzes ist es, die Versorgung der
Zivilbevölkerung und der Streitkräfte mit land-
und ernährungswirtschaftlichen Erzeugnissen
sicherzustellen. Das Reaktorunglück von
Tschernobyl im Jahr 1986 war Anlass für das
Ernährungsvorsorgegesetz (EVG). Es gilt für die
oben genannten friedenszeitlichen Versor-
gungskrisen inklusive flächendeckender Streiks
und gravierender Störungen des Welthandels.
Aufgrund des Gesetzes können staatliche
Lenkungsmaßnahmen erlassen werden, um
eine ausreichende Versorgung mit Erzeugnis-
sen der Land- und Ernährungswirtschaft zu ge-
währleisten.
Ein weiteres wichtiges Element der Ernäh-
rungsnotfallplanung ist die Datenerhebung
nach Ernährungswirtschaftsmeldeverordnung
(EWMV). Durch diese Erhebung erhalten die
staatlichen Stellen regelmäßig - derzeit im
vierjährigen Turnus - bereits vor einer Krise die
wichtigsten Informationen zu den ernährungs-
wirtschaftlich bedeutsamen Unternehmen.
Meldepflichtig sind Betriebe der Lebens-
mittelwirtschaft und des Handels, u.a. Mühlen,
Bäckereien, Schlachthöfe, Metzgereien, Mol-
kereien, Betriebe zur Herstellung von Fertig-
gerichten und Lagerbetriebe. Gemeldet werden
dabei u.a. Angaben zur Produktions- und La-
gerkapazität, zur Anzahl der Arbeitskräfte, zu
betriebsspezifisch notwendigen Betriebsmit-
teln sowie der benötigte Energie- und Was-
serbedarf. Nur durch die Erhebung im Rahmen
der EWMV werden derartige Daten in dieser
Zusammenschau erhoben.
Weitere Informationen erhalten Sie unter
www.ernaehrungsvorsorge.de sowie auf den

Internetseiten des Bundesministeriums für
Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucher-
schutz.
Dort werden auch Ausführungen zum Thema
Verbraucherinformationsgesetz (VIG) ge-
macht, welches zum 01.05.2008 endgültig in
Kraft getreten ist. Mit diesem Gesetz bekommt
jedermann das Recht, bei den zuständigen
Behörden Informationen zu Lebensmitteln und
Futtermitteln sowie Gegenständen des täg-
lichen Bedarfs abzufragen. Neben dem Aus-
kunftsrecht für Verbraucher bekommen die zu-
ständigen Behörden durch die neuen Rege-
lungen ein schlagkräftiges Instrument an die
Hand, um den "schwarzen Schafen" unter den
Anbietern mittels öffentlicher Namensnen-
nung das Handwerk zu legen. Schließlich ist
Transparenz immer noch das beste Mittel, um
diejenigen, die Verbraucher aus Gewinnsucht
vorsätzlich schädigen wollen, wirksam abzu-
schrecken.
Die derzeit in der Novellierung befindliche Ge-
bührenordnung des MLUV soll mit angemes-
senen Gebührensätzen dafür sorgen, dass sich
Verbraucherinformation jeder leisten kann; be-
stimmte Auskünfte sind sogar gänzlich kosten-
frei.

Die Bundesregierung hat eine zentrale Förder-
beratung „Forschung und Innovation“ einge-
richtet:
Unter einer kostenlosen Telefonnummer erhal-
ten Hochschulen, Forschungseinrichtungen
und Unternehmen künftig aus einer Hand ein-
fach und schnell Zugang zur Forschungs- und
Innovationsförderung.

Die Beratungsstelle gibt Antworten zu Ver-
fahrenswegen und Konditionen aller relevan-
ten Förderprogramme von Bund, Ländern und
der Europäischen Kommission.

www.foerderinfo.bund.de

SBB Beutler & Lang GmbH & Co. Schalungs- und Behälterbau KG

Die Unternehmensgruppe SBB Beutler &
Lang ist ein vor über 30 Jahren gegrün-
detes mittelständisches Unternehmen mit
insgesamt 90 Mitarbeitern.
Neben dem Stammhaus in Marktbreit
existiert seit dem 01.09.2008 eine Toch-
terfirma in Brandenburg an der Havel im
Gewerbegebiet Schmerzke:

Das Unternehmen plant und baut runde
Speicherbauwerke für die industrielle und
kommunale Wasserversorgung und Ab-
wasserentsorgung für Kunden im In- und
Ausland.

Die Bauwerke können als Erdbehälter oder
Hochbehälter in Stahlbetonsystembau-
weise mit einem Durchmesser von 2,50 m
bis 50,00 m und Höhen von 1,50 m bis
15,00 m errichtet werden.

Am Piperfenn 16
14776 Brandenburg an der Havel
Tel.: (03381) 21 21 53
Mail: brb@sbb-beutler-lang.de

Bauwerksarten:
Regenbecken
- Regenrückhalte-, Regenüberlauf- und

Regenklärbecken
Trenn- und Überlaufbauwerke

- Partitionsbecken mit Tauchwänden
und mit aufgesetzten Lamellen

Klärbecken

Trinkwasserbehälter

Sprinkler-/ Löschwasserbehälter

Regenwasserzisternen

Biogas-Anlagen

- Vorklär- und Nachklärbecken, Bele-
bungsbecken, Schlammspeicher,
Misch- und Ausgleichsbehälter

- Trinkwasserbehälter,
Schieberkammern

- Sprinkler- und Löschwasserbehälter,
Löschwasserrückhaltebecken

- Speicherzisternen und Sickerwasser-
behälter

Brandenburger Unternehmen vorgestellt:

derung auf der ehemaligen Opelfläche im
SWB-Industrie- und Gewerbepark in der
Wilhelm-Meinicke-Str. 1 bezogen.
Mit überschaubarem Kredit wurde die Hal-
le in kurzer Zeit für Produktionszwecke
hergerichtet. Der größte Hallenteil wird
durch die Tischlerei zur Herstellung hoch-
wertiger Möbel genutzt.
Inzwischen ist das Unternehmen zu einer
wettbewerbsfähigen Tischlerei gewach-
sen. Die Produktion erfolgt zeitgemäß
über eine computergesteuerte CNC-
Maschine, die qualitativ und quantitativ
neue Möglichkeiten eröffnete.

Das Unternehmen "Die Manufaktur, Mö-
bel & Mehr" existiert seit nunmehr über
3 Jahren (1. April 2005).
Angefangen hat Herr Rabbach allein in
seiner Garage. Als sich ziemlich schnell
heraus stellte, dass diese viel zu klein
wurde, mietete er in der Bauhofstraße 36
eine 150 qm große Werkstatt. Die ersten
Maschinen für die Möbelherstellung wur-
den Schritt für Schritt angeschafft, je
nach Entwicklung des Unternehmens und
den finanziellen Möglichkeiten. Das war
ein schwerer Weg, da Maschinen zur
Möbelherstellung preisintensiv sind und
es, wie bei jedem Gründer, am materiellen
Hintergrund fehlte. Nachdem die erste
große Hürde genommen war, machte der
Arbeitsumfang gegen Ende 2006 das Ein-
stellen eines zusätzlichen Meisters nötig.
Parallel dazu erfolgte die Suche nach
einem eigenen dauerhaften Firmensitz.
Im Januar 2007 wurde dieser mit Unter-
stützung des Amtes für Wirtschafsför-

Der übrige kleinere Hallenteil ist an wei-
tere Firmen vermietet.
So findet sich unter dem Dach eine Ge-
meinschaft von: Objektgestaltung Firma
Colorfull & Goldene Hände, Parkettleger
Kai Albrecht, Fliesenlegermeister Klüh und
Elektrikermeister Mathias Schulze.
Damit wird der Anspruch einer "Manu-
faktur" erfüllt, in der gutes Handwerk
groß geschrieben wird.

Die Manufaktur

Wilhelm-Meinicke-Str.1
14770 Brandenburg
Tel. 03381/793537
Mobil 0176/23868976
Fax 03381/793547

Die Manufaktur

Startschuss für
Aufstiegsstipendium

Bundesregierung schaltet
zentrale Förderberatung für
Forschung und Innovation
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Hilfe für Langzeitarbeitslose –
Die @baeumer Unternehmensentwicklung
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Infobörse für Frauen
und interessierte Männer

TGZ-NEWS

Am 14. Oktober 08
fand im Technolo-
gie- und Gründer-
zentrum Branden-
burg an der Havel
die 2. Infobörse für
Frauen statt. Ange-
sprochen waren in
diesem Jahr nicht
nur Frauen sondern
auch interessierte
Männer.
Organisator der In-

fobörse war die BAS, die zusammen mit der
Agentur für Arbeit und verschiedenen
Zeitarbeitsfirmen eine Jobbörse aufgebaut
hat.

Langzeitarbeitslose fit machen für den
ersten Arbeitsmarkt. Das sind Aufgabe und
Ziel der @baeumer Unternehmensent-
wicklung in Brandenburg an der Havel.
Bereits seit Mitte August 2008 betreut das
Büro insgesamt 30 Hartz-IV-Empfänger in
einer so genannten Entgeltmaßnahme.

Dies geschieht im Auftrag und in enger
Abstimmung mit der hiesigen Arbeits-
gemeinschaft Integration und Grund-
sicherung für Arbeitssuchende.
Hilfsbedürftige wurden zeitlich befristet
eingestellt, intensiv geschult und beson-
ders an solche Betriebe in der Stadt als
Praktikanten vermittelt, die ihnen nach
Ablauf des Praktikums eine berufliche
Perspektive bieten können.

Das Regionalbüro in der Havelstadt leitet
Ronald Glomb. Die intensive Betreuung
der Mitarbeiter ist für ihn ein Schlüssel
zum Erfolg. Und mit der Standortwahl im
innovativen TGZ habe man ganz bewusst
Flagge zeigen wollen.

Die Teilnehmer an der Entgeltvariante
profitieren von den guten gewachsenen
Kontakten der 1997 in Berlin gegründeten
@baeumer Unternehmensentwicklung
gerade zu kleinen und mittelständischen
Unternehmen in der Wirtschaftsregion
Berlin-Brandenburg.
In Berlin ist das Unternehmen bereits seit
Frühjahr 2006 in Sachen Entgeltmaß-
nahmen aktiv.

Die positive Bilanz: sehr gute Vermitt-
lungserfolge bei der Wiedereingliederung
in den Arbeitsmarkt. Die Grundlage dafür
bildet das wirtschaftsorientierte Netzwerk
der @baeumer Unternehmensentwick-
lung.

Das Beratungs- und Schulungsunterneh-
men arbeitet für Unternehmen, Banken,
Landes- und Bundesämter, Forschungsein-
richtungen sowie für Verbände, Organisa-
tionen und Institutionen aus dem Non-
Profit-Bereich.

Der Firmengründer Andreas Bäumer ist seit
1991 als Unternehmensberater, Trainer
und Dozent aktiv. Sein Unternehmen zählt
derzeit rund 200 Mitarbeiter, hinzu kommt
ein großer Dozentenpool.

@baeumer Unternehmensentwicklung
Büro Brandenburg

Tel: 03381 – 381870
Fax: 03381 – 381871
E-Mail: brb@abaeumer.com

Kontaktdaten:

Neben Tipps für Bewerbungen hatten die
Agentur für Arbeit und Zeitarbeitsfirmen
Jobangebote mitgebracht. Natürlich hatte
jeder die Möglichkeit, selbst online Stellen-
angebote zu recherchieren.

Die Besucher konnten mit Unterstützung
Bewerbungsunterlagen erstellen, kosten-
los Bewerbungsfotos machen lassen und
Zeugnisse kopieren.

TGZ
Technologie- und Gründerzentrum
Brandenburg an der Havel GmbH
Friedrich-Franz-Straße 19
14770 Brandenburg an der Havel

Geschäftsführer: Reinhard Hilscher

Telefon: +49 (0) 33 81/ 38 10 01
Fax: +49 (0) 33 81/ 38 10 02
E-Mail: info@tgz-brb.de
Internet: www.tgz-brb.de

Ansprechpartner

TGZ-NEWS

Für Sie im DHB Magazin 07/08 gelesen:

Mit der Unternehmensgesellschaft (UG) ohne
Stammkapital bekommt die herkömmliche
GmbH eine neue Variante. Die Gründung soll
deutlich unkomplizierter werden und auch we-
niger kosten. Ungefähr eine Million Unterneh-
men in Deutschland, vor allem das Handwerk
und der Mittelstand, nutzen die Gesellschaft
mit beschränkter Haftung als wichtigste Kapi-
talgesellschaftsform. Das mehr als 100 Jahre
alte GmbH-Gesetz wird mit dem „Gesetz zur
Modernisierung des GmbH-Rechts und zur Be-
kämpfung von Missbräuchen“ (MoMiG) er-
neuert.
Das Gesetz tritt voraussichtlich im November in
Kraft. Bei der neuen Variante der Unterneh-
mergesellschaft, mit der Gründer eine solche
haftungsbeschränkte UG ohne Mindestkapital
gründen können, müssen sie nur einen Euro
zahlen. Damit wird dem Trend zur Gründung
Britischer Limiteds begegnet. Entgegen dieser
ist die UG im Deutschen Recht verankert. Die
UG stellt eine gute Alternative für wenig kapi-
talintensive Gründungsvorhaben dar. Das
Stammkapital von einem Euro soll im Laufe der
Geschäftstätigkeit aber wachsen. Der Selbst-
ständige muss pro Jahr 25 % seines Gewinns in
eine Rücklage einstellen bis er die UG in eine
klassische GmbH mit einem Stammkapital von
25.000 umwandeln kann. Auch der Grün-
dungsvorgang selbst soll bei unkomplizierten
Standardgründungen beschleunigt werden.
Die Gründer (maximal drei Gesellschafter und
ein Geschäftsführer) können ein Musterpro-
tokoll ausfüllen und es beim Notar beurkunden
lassen. Die Beglaubigung des Protokolls und die
Zulassung beim Handelsregister sollen nur et-
wa 100 kosten. Handwerkern, die in der Ver-
gangenheit für GmbHs arbeiteten, blieben oft
auf ihren Forderungen sitzen, weil es die GmbH
plötzlich nicht mehr gab. Deshalb soll es nicht
mehr möglich sein, eine GmbH durch Abbe-
rufung des Geschäftsführers oder Aufgabe des
Geschäftsstandortes der Insolvenz oder Liqui-
dation zu entziehen. Der Gründer muss eine in-
ländische Geschäftsanschrift ins Handelsre-
gister eintragen, um eine bessere Möglichkeit
der öffentlichen Zustellung im Inland zu er-
wirken.

Die Bürgschaftsbank Brandenburg GmbH ver-
zeichnete 2007 das beste Geschäftsjahr seit
1995. Insgesamt 1.930 Bürgschaften und Ga-
rantien mit einem Volumen von 329 Mio. wur-
den seit Bestehen der Bank übernommen.
Gleichzeitig registrierte die Bank bei den Aus-
fällen den niedrigsten Stand seit der Gründung
im Jahr 1991. Im Jahr 2007 verzeichnete die
Bank mit 390 verbürgten Krediten und Be-
teiligungen über 91,5 Mio. einen Anstieg von
10 % bei der bewilligten Bürgschaftssumme.
Der Anteil der Existenzgründungen liegt un-
verändert hoch bei 32 %. 53 % der Anfragen
bezogen sich auf Betriebserweiterungen. Stark
gewachsen ist die Nachfrage aus Dienstleis-
tungsunternehmen (29,8 %). Spitzenreiter un-
ter den Branchen bleibt weiter die Industrie
(31 %). An dritter Stelle befindet sich das
Handwerk (13,8 %). Unternehmen aus dem
Kammerbezirk Potsdam fragen am stärksten
nach. 200 der 390 Anfragen kamen aus den Be-
reichen der IHK und der HWK. Das in Bran-
denburg initiierte Programm „Bürgschaft ohne
Bank“ (BoB) erfreut sich weiterhin starker
Nachfrage. Mit 13 Mio. verbürgten Krediten
erreichte BoB 2007 einen Höchststand seit Ein-
führung des Programms. Im Rahmen dieses

€

€

€

€

€

Quelle: FIDES, Ausgabe 36, April 2008

Programms nimmt die BB Bürgschaftsanträge
von KMU bis zum Kreditbetrag von 250 T
direkt entgegen. Weitere Informationen
erhalten Sie über

Im April diesen Jahres ist ein 16-seitiges „Chan-
cen Spezial“ zum Thema Unternehmensgrün-
dung erschienen. Was zeichnet erfolgreiche
Gründer aus? Wie unterstützt die KfW Gründer
und kleine mittelständische Unternehmen?
Welche Chancen bietet Franchising? Und wann
lohnt es sich, einen bestehenden Betrieb als
Nachfolger zu übernehmen? Interessierte kön-
nen das „Chancen Spezial“- Richtig gründen
und wachsen“ kostenlos per Mail unter
infocenter@kfw.de anfordern. Bei der Bestel-
lung bitte die Artikelnummer 189601 angeben.

Jedes sechste Unternehmen in Deutschland
wird im Zeitraum zwischen 2005 und 2009 an
einen neuen Besitzer übertragen. Die meisten
sind Familienunternehmen. Da sich häufig kein
passender Nachfolger findet, werden auch
zahlreiche Firmen verkauft. Die Internetplatt-
form führt Verkäufer
und Käufer zusammen. Derzeit stehen hier
mehr als 7.200 Unternehmen zum Verkauf.

Die KfW-Förderbank hat zusammen mit dem
Bundesministerium für Wirtschaft und Tech-
nologie einen „Sonderfonds für Energieeffi-
zienz in kleinen und mittleren Unternehmen“
aufgelegt. Ziel dieses Fonds ist die Steigerung
der Energieeffizienz mittelständischer Unter-
nehmen mit gezielter Beratungsförderung so-
wie mit zinsgünstigen Investitionskrediten.
Seit Februar 2008 erhalten Unternehmer Zu-
schüsse in Höhe von bis zu 80 % für eine zu-
gesagte Initialberatung. Anschließend ist ein
weiterer Zuschuss in Höhe von bis zu
60 % des Beraterhonorars für eine vertiefende
Energieanalyse zur Erarbeitung eines konkre-
ten Maßnahmenplans möglich. Zusätzlich fi-
nanziert die KfW die Umsetzung der vor-
geschlagenen Energiesparmaßnahmen mit
zinsgünstigen Krediten aus dem ERP-
Energieeffizienzprogramm. Finanziert werden
bis zu 100 % der förderfähigen Investitions-
kosten, maximal 10 Mio. . Die Kreditlaufzeit
ist frei wählbar und beträgt bis zu 20 Jahre bei
höchstens drei tilgungsfreien Anlaufjahren.

Das Bundeskabinett hat die Fortführung der In-
vestitionszulage für betriebliche Investitionen
in Ostdeutschland bis 2013 beschlossen. Die In-
vestitionszulage unterstützt betriebliche Erst-
investitionen des verarbeitenden Gewerbes, be-
stimmter produktionsnaher Dienstleistungen
und im Beherbergungsgewerbe. Die derzeit gel-
tenden Fördersätze von 12,5 % bzw. 25 % für
kleine und mittlere Unternehmen werden sich
von 2010 bis 2013 jährlich um 2,5 %-Punkte
für Großunternehmen bzw. um 5 %-Punkte für
kleine und mittlere Unternehmen verringern.
Dies entspricht den Bestrebungen der Bundes-
regierung, die Investitionszulage langfristig
planmäßig auslaufen zu lassen und die Inves-
titionsförderung auch in Ostdeutschland auf
die im Grundgesetz verankerte Gemein-
schaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen

€

€

www.BBimWeb.de

www.nexxt-change.org

Quelle: Chancen, Magazin 1/2008

Quelle: Chancen 1/2008, Magazin der KfW Bankengruppe

Quelle: Wifö, das Journal, Aug. 2008

Wirtschaftsstruktur“ zu konzentrieren. Mehr-
jährige Investitionsvorhaben werden mit dem
Zulagensatz gefördert, der im Jahr des Vor-
habensbeginns gilt. Unternehmen, die bis Ende
2009 mit ihren Projekten beginnen, können
also noch von den derzeit geltenden Förder-
sätzen profitieren.
Weitere Informationen sind möglich unter

Das Bundesministerium für Wirtschaft und
Technologie setzt die Förderung kleiner und
mittlerer Unternehmen sowie von Freiberuf-
lern und Existenzgründern mit neuen Richt-
linien fort. Zwei Programme unterstützen die
mittelständische Wirtschaft bei der Unterneh-
mensführung und beim Unternehmensstart.
Gefördert werden die Inanspruchnahme von
Unternehmensberatungen und die Teilnahme
an Informations- und Schulungsveranstaltun-
gen. Bewilligungsbehörde ist das Bundesamt
für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle
(www.bafa.de). Unter dieser Website sind auch
weiter gehende Informationen zum Kreis der
Antragsberechtigten sowie zu Art und Umfang
der Förderung möglich. Die geänderten Richt-
linien gelten seit dem 1. Juli 2008.
Die Antragsunterlagen sind für beide Förder-
maßnahmen bei einer in der Richtlinie aufge-
führten Leitstelle einzureichen.
z.B.:- DIHK-Service GmbH,Breite Straße 29

10178 Berlin, Tel. 030 – 203082353
Email: paul.edgar@berlin.dihk.de oder

- Zentralstelle des Deutschen Handwerks
Leitstelle für freiberufliche Beratung
und Schulungsveranstaltungen
Mohrenstraße 20-21, 10117 Berlin
Tel. 030 – 20619-341/342
Email: werner@zdh.de

Der Markt für Mikrofinanzierungen, das sind ge-
mäß einer EU–Definition gewerbliche Finan-
zierungen (in der Regel Kredite) mit einem Vo-
lumen von bis zu 25.000 , gewinnt nach einem
Wirtschaftsobserver der KfW-Bankengruppe in
Deutschland zunehmen an Bedeutung.
Auch im Bereich der Unternehmensgründung-
en spielen Mikrofinanzierungen eine nicht un-
erhebliche Rolle. Im Jahr 2006 haben 254.000
Menschen ein Unternehmen mit Hilfe eines Mi-
krokredites gegründet, das sind 23,3 % aller Un-
ternehmensgründer. Bei einer deutlich über-
wiegenden Mehrheit lag der Finanzierungs-
bedarf unter 10.000 , die meisten benötigten
für ihr Projekt nicht mehr als 3.000 . Insge-
samt haben im Jahr 2006 rund 661.000 Grün-
der und mittelständische Unternehmen einen
Mikrokredit aufgenommen.

www.bundesfinanzministerium.de

Öl, Kohle und Gas dominieren

Quelle: Wifö, das Journal, Juni 2008
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Herkömmliche GmbH
bekommt „kleinen Bruder“

Nachrichten aus der
KfW-Bankengruppe:

Neue Richtlinie zur Beratungs-
und Schulungsförderung

Mikrokredite im gewerblichen
Bereich gewinnen an Bedeutung

Jährlich werden 71.000
Nachfolger gesucht:

Sonderfond Energieeffizienz
in KMU

Investitionszulage wird
fortgeführt

Infos der Bürgschaftsbank
Brandenburg

Anteil der Energieträger an der
weltweiten Energieerzeugung

Öl

Kohle

Gas

Erneuerbare Energien

Atomkraft

34,3%

25,1%

20,9%

13,3%

6,4%

Quelle: IEA


